
82

Mandat der UNIFIL reicht nicht aus, ent-
scheidend einen Konflikt der beiden Lager
zu unterbinden und die Grundvorausset-
zung für eine Lösung, nämlich die Entwaff-
nung der Hizbollah, herzustellen.

Als Hoffnungsschimmer am Horizont er-
scheinen für einige die geheimen Friedens-
verhandlungen zwischen Israel und Syrien.
Offiziell befinden sich beide seit dem
Sechs-Tage-Krieg von 1967 noch im
Kriegszustand. Israel besetzt weiterhin die
strategisch wichtigen und wasserreichen
Golan-Höhen. Die im Mai 2008 offiziell be-
stätigten Friedensverhandlungen geben
Anlass zur Hoffnung. Mit ihrem Erfolg wä-
re der Hizbollah die Daseinsberechtigung
als Befreiungsarmee gegen Israel genom-
men und sie hätte gleichzeitig mit Syrien
einen wichtigen Verbündeten verloren.

Der französische Präsident Nicolas Sar-
kozy nutzte 2008 die traditionell guten Be-
ziehungen Frankreichs zu Syrien, um Prä-
sident Assad aus der politischen Isolation
zu führen. Dessen nicht ganz unumstritte-
ne Anwesenheit während der Parade an-
lässlich des französischen Nationalfeier-
tags am 14. Juli stellte hierzu einen ersten
Schritt dar. Einer bei dieser Gelegenheit
angekündigten Annäherung der beiden
Nachbarn folgte ein Besuch des libanesi-
schen Präsidenten in Damaskus im August
2008.Syrien nahm dann im Oktober 2008,
nach über 60 Jahren, erstmalig diplomati-
sche Beziehungen zum Libanon auf.

Letztendlich bleiben jedoch die internen
interkonfessionellen Probleme zu lösen.
Das Spannungsverhältnis zwischen der
zurzeit stärksten innenpolitischen Macht,
der Hizbollah, und der anti-syrischen »Be-
wegung des 14. März« bleibt mindestens
bis zu den Wahlen im Juni bestehen. Eine
Stabilisierung der angespannten Lage
kann einzig ein interner innerlibanesischer
Dialog aller beteiligten Parteien und Grup-
pierungen bringen. Die USA, aber auch
Europa, könnten mit ihrem Einfluss auf die
externen Mächte, Syrien und Israel, zumin-
dest eine der Voraussetzungen schaffen.
Die Entwaffnung der Hizbollah als weitere
Voraussetzung für eine friedliche Zukunft
der »Schweiz des Nahen Osten« bleibt je-
doch weiter unwahrscheinlich. ■

Oberstleutnant i.G. Heino Matzken ist
deutscher Austauschoffizier am französi-
schen Verteidigungsministerium.

Am 3. und 4. April 2009 feierte die
NATO mit einem Treffen der Staats-

und Regierungschefs den 60.Gründungs-
tag der Nordatlantischen Allianz. Im Vor-
feld befasste sich das Berliner Colloquium
2009 der Clausewitz-Gesellschaft e.V.und
der Bundesakademie für Sicherheitspoli-
tik vom 24. bis 26. März mit den wesentli-
chen aktuellen und Zukunftsfragen der
Entwicklung des Bündnisses. Die Präsi-
denten der beiden Organisationen, Gene-
ralleutnant a.D. Dr. Klaus Olshausen und
Generalleutnant a.D.Kersten Lahl, begrüß-
ten zu der international hochrangig besetz-
ten Veranstaltung über 300 Mitglieder und
Gäste.

Das mächtigste Bündnis an eine 
völlig veränderte Welt anpassen

Einleitend sprach General a.D. Dr. h.c.
Klaus Naumann, ehemaliger Generalin-
spekteur der Bundeswehr und Vorsitzen-
der des Militärausschusses der NATO über
das Thema »Die Nordatlantische Allianz,

ein Bündnis mit Zukunft oder »quantité
négligeable«? Durch den Vortrag zog sich
immer wieder der Appell an Deutschland,
sich seiner Verpflichtung gegenüber dem
Bündnis bewusst zu sein: »Es war der Wil-
le der Deutschen, sich den Widrigkeiten zu
stellen, Widerstand zu überwinden, anzu-
packen und den Risiken zu trotzen, nicht
aber ihnen als Trittbrettfahrer auszuwei-
chen. Das ist das Vermächtnis der alten
Bundesrepublik […] Wir sind im mächtigs-
ten Bündnis dieser Welt gut aufgehoben,
wir müssen es allerdings an eine völlig ver-
änderte Welt anpassen und es stärken,
aber wir können damit Frieden schaffen.
Das sollte unsere Verpflichtung gegenüber
der im April sechzig Jahre alt werdenden
NATO sein, der wir Deutsche mehr zu ver-
danken haben als jede andere Nation der
NATO, nämlich die längste Friedensperi-
ode unserer Geschichte.«

Die Aufgaben der NATO seien auch
nach sechzig Jahren unverändert: Sie
müsse das Bündnisgebiet kollektiv vertei-
digen können; sie sei das Forum für trans-
atlantische Konsultation in Krisen aller Art
und sie trage dazu bei, dass Streitigkeiten
unter Bündnispartner nicht außer Kontrol-
le gerieten. In den sechzig Jahren hätten
Deutschland und Europa in der Allianz vor
allem Nutzen aus der amerikanischen Be-
reitschaft gezogen, Europa als Teil ame-
rikanischer Sicherheit zu sehen und den
Schutzschirm der »erweiterten« nuklea-
ren Abschreckung über Europa aufzu-
spannen. Im Kalten Krieg hätten vor al-
lem die USA Krieg in Europa verhindert,
und nach dem Zusammenbruch der Sow-
jetunion habe es den friedlichen Übergang
in ein Europa ohne Konfrontation organi-
siert. Eine neue Phase der Entwicklung
der NATO habe nach den Anschlägen vom
9.September 2001 begonnen, als die USA
den Krieg gegen den Terrorismus aufge-
nommen hätten. Dabei sei insbesondere
über dem Irak-Krieg die »Pax Americana«
in Europa zerbrochen, ein Schaden, von
dem sich das Bündnis bis heute nicht völ-
lig erholt habe.

Europa sei auch heute nicht in der La-
ge, seine Sicherheit in die eigenen Hände
zu nehmen. Das rühre daher, dass die
meisten Probleme »globaler Natur sind
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und Europa weder heute noch in der vor-
hersehbaren Zukunft im ganzen Spektrum
der Politik global handeln kann«. Zum an-
deren habe man sich viel zu sehr daran ge-
wöhnt, dass die USA noch immer für die
Sicherheit Europas zu sorgen hätten. Als
Folge davon sei die Wahrnehmung von Ge-
fahren in Europa kaum ausgeprägt; dem-
entsprechend fehlten viele der zum Schutz
nötigen politischen und militärischen Fä-
higkeiten und vielerorts leider auch der Wil-
le, dies zu ändern

Im unruhigen 21. Jahrhundert 
gehört die Zukunft den 
internationalen Organisationen

Die brennendsten aktuellen Krisen- und
Konfliktherde seien die des Nahen und er-
weiterten Mittleren Ostens, der »Schlüs-
selzone der Weltpolitik der näheren Zu-
kunft«.Keine der dort anstehenden Fragen
dürfe isoliert gesehen werden und keine
scheine auf den ersten Blick ohne das En-
gagement der USA lösbar. Vor allem die
Iran-Krise könne zur globalen Krise wer-
den. Gelinge es nicht, Iran an der Schwel-
le zur »virtuellen« Atommacht wenigstens
»einzufrieren«, dann könnte die relativ sta-
bile Welt des Atomwaffensperrvertrags zu
Ende gehen, denn die Folge des iranischen
Griffs zur Bombe könnte die nukleare Be-
waffnung von Staaten wie Saudi-Arabien,
Syrien und Ägypten, vielleicht auch der
Türkei sein. Eine höchst instabile Welt ent-
stünde, in der man auch den Einsatz von
Nuklearwaffen durch einen der dann mög-
licherweise vielen neuen Nuklearwaffen-
Staaten nicht mehr völlig ausschließen
könnte. Weder Europa noch die NATO al-
lein könnten etwas bewirken, nur die USA
zählten in dieser Frage.

In Afghanistan müsse die derzeit gültige
Strategie, aufbauend auf den bisherigen,
unbestreitbaren Erfolgen, überprüft und zu
einer mit einer »counterinsurgency strate-
gy« verknüpften Aufbaustrategie entwickelt
werden. Ziel müsse es sein, eine afghani-
sche – vermutlich dezentrale – Ordnung zu
suchen, die afghanischen Regionen und
die Sicherheitsorgane zu stärken und in in-
ternationaler Kooperation den kriminellen
Teufelskreis aus Drogenhandel, Korrupti-
on und Bewaffnung der Warlords zu durch-
brechen.Nur dann könnte das Umfeld ent-
stehen, in dem die Sicherheit Schritt für
Schritt in die Verantwortung der Afghanen
gelegt und gleichzeitig der Wiederaufbau
des Landes vorangebracht werde. Dies
könne nur im engen Zusammenwirken der
internationalen Gemeinschaft erfolgreich
sein. Der NATO falle dabei eine wichtige
Teilaufgabe zu: »Sie muss die Sicherheit
schaffen, die den Wiederaufbau des in
dreißig Jahren Krieg zerrütteten Landes
erlaubt …«

Die Probleme im Verhältnis der NATO zu
Russland seien »psychologischer Natur«:
Das Russland Putins handele (derzeit) aus
einem Gefühl gedemütigten Stolzes. Es
möchte »Nummer Zwei auf der Welt« sein.
Russlands politische Führer glaubten des-
halb, »aus einer Position der Stärke han-
deln zu müssen, die sie aber gar nicht ha-
ben, denn in Wirklichkeit ist Russland eher
schwach«.Bei der Gestaltung des Verhält-
nisses zu Russland dürfe man deshalb ei-
nem schwachen Gegner nicht von ihm sub-
jektiv als Demütigung empfundene einsei-
tige Entscheidungen zumuten, sondern
man müsse ihm »durch eine gemeinsame
Vision eine helfende Hand geben«. Dabei
spiele die NATO eine entscheidende Rol-
le: »Denn nur wenn die durch sie garan-

tierte Bereitschaft der USA, weiterhin der
Garant europäischer Sicherheit zu sein,
Bestand hat, wird man die jungen Demo-
kratien Europas gewinnen können, diesen
Weg mit zu gehen, der nicht frei von Rück-
schlägen sein kann. Die NATO ist somit
nicht nur Garant europäischer Sicherheit,
sondern sie ermöglicht eine Kooperation
mit Russland ohne Angst vor Russland.« 

Als derzeit größtes aktuelles Sicherheits-
problem sieht der Vortragende die wirt-
schaftliche und finanzielle Lage der Staa-
tenwelt: Sie könne »die Stabilität unserer
Staaten von innen zerstören«.

Langfristig seien demografische Ver-
schiebungen, Verknappung überlebens-
wichtiger Ressourcen und Klimawandel
seien die drei größten Krisen- und Konflikt-
potenziale.Hinzu komme die Zunahme von
Terrorismus und organisierter Kriminalität,
Wanderungsbewegungen als Folge von Ar-
mut, Bevölkerungswachstum oder Klima-
wandel, die Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen, die Gefahr von Pande-
mien. Das 21. Jahrhundert werde wegen
dieser Entwicklungen »ein unruhiges Jahr-
hundert« werden, in dem es neben dem be-
kannten Krieg zwischen Staaten auch neue
Formen der Gewalt wie »Cyberwar« und
den Kampf transnationaler Kräfte gegen
Staaten geben werde.Die Staatenwelt wer-
de auf der Suche nach einer neuen Ord-
nung nur sehr langsam begreifen, dass kein
Staat der Welt, auch nicht der Mächtigste,
auf sich allein gestellt seine Menschen
schützen könne. Die Zukunft werde des-
halb den internationalen Organisationen
gehören, aber die Mächtigen dieser Welt
täten sich schwer, dort Schwächeren Ein-
fluss zu geben. Aber auch die Schwachen
täten sich schwer, denn sie müssten Teile
ihrer Souveränität abgeben, »einer Souve-
ränität, die sie zum Teil in jahrzehntelan-
gen Konflikten erkämpft haben.« 

Die NATO auf der Suche nach 
einer Grand Strategy 

Für Europa verlange die globale Natur
der Gefahren einen globalen Partner. Der
einzige global handlungsfähige Partner
Europas aber seien die in der NATO mit
Europa verbundenen USA. Das Bündnis
werde dadurch zur Grundlage und zum
Ausgangspunkt der Weiterentwicklung
transatlantischer Sicherheit. Es brauche
dazu aber mehr als »die bislang übliche,
stark militärisch ausgerichtete Strategie«.;
Es brauche eine Grand Strategy, in der al-
le Instrumente der Krisenbewältigung, vor
allem auch nicht-militärische, und die Zu-
sammenarbeit mit anderen Organisatio-
nen, insbesondere der EU, auf das Ziel
ausgerichtet würden, bewaffnete Konflikte
zu verhindern.Bei Umsetzung dieser Stra-
tegie und der Schaffung der entsprechen-
den Fähigkeiten entstünden ein starkes

General a.D. Dr. h.c. Klaus Naumann bei seinem Vortrag. Foto: Irina Lück/LdI StoKdo Berlin 
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Europa und ein stärkeres Nordamerika, die
in allen Feldern der Politik fähig seien, auch
global agieren zu können. Zu diesem Ziel
müsse eine grundlegende Reform der
NATO eingeleitet werden. Der NATO-Gip-
fel, so Naumann weiter, sollte »die Vision
eines Bündnisses der Staaten Europas
und Nordamerikas formulieren, die von
gleichen Werten und Überzeugungen aus-
gehend bereit sind, sich gemeinsam ge-
gen alle Formen von Gefahr zu schützen,
ohne irgendjemandem ihr Modell aufzwin-
gen oder ihre Region ausweiten zu wol-
len, die Kooperation mit anderen Staaten
und Regionen suchen und die gemeinsam
und mit ihren Partnern daran arbeiten, die
Zone gemeinsamen Schutzes von Finn-
land nach Alaska zur Grundlage für eine
mit Russland zu gestaltende Zone gemein-
samer Sicherheit von Vancouver nach Wla-
diwostok zu machen«.Eine solche Zusam-
menarbeit wäre die Basis für die Bewälti-
gung der globalen Fragen unserer Zeit.

Neue pragmatische Politik 
der USA wird Forderungen 
an Europa stellen

In einer ersten Panel-Runde zum The-
ma »Politische Strategie – Voraussetzung
für militärische und andere Fähigkeiten ei-
ner wirksamen Allianz« bestärkten inter-
nationale NATO-Experten (Dr. Henning
Riecke, Deutsche Gesellschaft für Auswär-
tige Politik; Camille Grand, Fondation pour
la Recherche Stratégique, Paris; David
Gompert, Rand Corporation; Michael
Rühle, NATO-Hauptquartier;Professor Dr.
Johannes Varwick, Christian-Albrechts-
Universität, Kiel) die von General a.D.Nau-
mann entwickelten Gedanken in den we-
sentlichen Punkten. Die NATO müsse den
Blick nach vorn richten, zu »neuer Einigkeit«
finden und die Bündnissolidarität wieder
herstellen. Unstrittig war die Auffassung
der Panel-Teilnehmer, dass die Allianz zur
Bewältigung der veränderten Herausforde-
rungen ein neues strategisches Konzept
benötige. Dazu müssten neue Fähigkeiten
(civilian capabilities), die über die rein mi-
litärischen hinausgingen, aufgebaut wer-
den. Das erfordere aber auch, so Michael
Rühle, dass die Mitgliedstaaten durch »ei-
nen neuen Gesellschaftsvertrag mit ihrer
Bevölkerung« die notwendige Akzeptanz
der Weiterentwicklung des Bündnisses si-
cherstelle. Die Panel-Runde war sich darin
einig, dass auch die verstärkte Kooperati-
on mit anderen Organisationen, Regionen
und Staaten (UN, EU, Russland, asiati-
scher Raum) erforderlich sei;nur dann kön-
ne eine solide Basis für die umfassende
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der
globalen Risiken und Herausforderungen
geschaffen werden.

In den USA sei mit Beginn der Präsident-
schaft von Barack Obama ein fundamen-

taler Wandel hin zu einem neuen Pragma-
tismus eingeleitet worden. Angesichts der
starken Belastung Amerikas durch seine
inneren (wirtschaftlichen) Probleme müs-
se sich Europa auf zunehmende Forderun-
gen (»demanding expectations«) bei der
zukünftigen Gestaltung der Allianz einstel-
len. Die Entwicklung eines neuen strategi-
schen Konzepts werde die NATO vor eine
»Herkules-Aufgabe« stellen, und eine der
Kardinalfragen werde sein, ob die Euro-
päer bereit und in der Lage seien, ein stär-
keres Engagement zu übernehmen. Dies
sei auch unter dem Aspekt der fairen Risi-
ko-Teilhabe (burden-sharing) eine wichti-
ge Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit
des Bündnisses und die fortdauernde Be-
reitschaft der USA, auch für die Sicherheit
in und für Europa einzutreten.

Übereinstimmung bestand auch darin,
dass trotz der neuen, anspruchsvolleren
politischen Lage – Stichwort: Bündnis im
Einsatz – der Artikel 5 des NATO-Vertrags
Kern der Bündnisses bleiben müsse. Vom
NATO-Gipfel erwarteten die Teilnehmer
des Panels Geschlossenheit, Zuversicht
und ein starkes Signal, dass das Bündnis
die Herausforderungen der Zukunft meis-
tern wolle und werde.

Bundesregierung: ein Konzept 
der »Vernetzten Sicherheit« 
für die NATO

Unter der Überschrift: »Deutsche Si-
cherheitspolitik im 7. Jahrzehnt der Nord-
atlantischen Allianz« stand der Vortrag von
Ministerialdirektor Dr.Christoph Heusgen,
Außen- und Sicherheitspolitischer Berater
der Bundeskanzlerin. Für die Bundesre-
gierung stehe die Bedeutung der NATO
außer Zweifel, so Heusgen. »Die NATO

hat Deutschland in den letzten 60 Jahren
Sicherheit gegeben und hat letztlich un-
serem Land auch die Wiedervereinigung
gebracht.« Um gegen die Bedrohungen
des 21.Jahrhunderts gerüstet zu sein, be-
dürfe es aber eines neuen strategischen
Konzepts mit einem umfassenderen An-
satz, dabei müsse der Artikel 5 Kern des
NATO-Vertrags bleiben. Da künftige Kri-
sen jedoch nicht mehr mit militärischen
Mitteln allein gelöst werden könnten, for-
dere die Bundesregierung ein Konzept der
»Vernetzten Sicherheit«. Neben den mili-
tärischen Elementen müssten auch Ele-
mente des zivilen Krisenmanagements,
der Politik und der Diplomatie, der inneren
Sicherheit sowie der Entwicklungspolitik
angemessen berücksichtigt werden.»Ver-
netzte Sicherheit« bedeute auch, dass die
NATO enger mit anderen Institutionen und
Akteuren wie der EU, der OSZE und den
Vereinten Nationen zusammenarbeiten
müsse. Wegen der zunehmenden Bedeu-
tung Afrikas für die Sicherheit Europas
müsse aber auch die Kooperation mit der
Afrikanischen Union intensiviert werden.
Dies sei ein ganz besonderes Anliegen der
Bundeskanzlerin.

Ausführlich ging Heusgen auch auf das
Verhältnis der NATO zu Russland ein. Er
forderte, dass der NATO-Russland-Rat zu-
nächst wiederbelebt werden müsse, die
Debatte müsse jedoch offener und ehrli-
cher geführt werden als in der Vergangen-
heit. Bei den Themen Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle müsse Russland Gelegen-
heit erhalten, eigene Vorstellungen zu einer
neuen europäischen Sicherheitsarchitek-
tur, wie sie Präsident Medwedew gemacht
hatte, zu präzisieren. Bei aller Skepsis
müsse diesem Vorschlag eine faire Chan-
ce eingeräumt werden. »Nur mit Russland
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kann Deutschland seine Energieversor-
gung sichern, und wir brauchen Russland
zur Lösung der Fragen im Nahen Osten,
aber auch für eine gemeinsame Abrüs-
tungspolitik. Deshalb gibt es zu dem Dia-
log mit Russland keine Alternative.«

Zur Situation in Afghanistan merkte Heus-
gen kritisch an: »Wir sind vielleicht etwas
zu naiv in diese Operation gegangen. Un-
sere Vorstellung, in Afghanistan so etwas
wie eine ›Westminster-Demokratie‹ zu
schaffen, konnte nicht verwirklicht wer-
den«. Realistisch betrachtet gehe es jetzt
darum, eine selbst tragende Stabilität in Af-
ghanistan zu schaffen. »Wir müssen die
Berücksichtigung der Menschenrechte ga-
rantieren, aber wir dürfen den Maßstab
nicht zu hoch ansetzen!« Positiv bewerte-
te Heusgen das verstärkte Engagement
der Amerikaner. Mit militärischen Mitteln
allein sei aber die Krise in Afghanistan nicht
zu lösen. Die gemeinsamen Bemühungen
könnten nur dann erfolgreich sein, wenn
auch die Amerikaner künftig stärker auf
das Prinzip der »Vernetzten Sicherheit«
setzen würden. Amerika wie auch Europa
müssten im zivilen Bereich, wie z.B. in der
Polizeiausbildung, noch mehr tun. Die Af-
ghanen müssten die NATO als Partner
wahrnehmen können, nicht als Besatzer,
sonst sei die Zustimmung der Bevölkerung
gefährdet.

Führungsverantwortung und 
neues Rollenverständnis Amerikas 
als europäische Macht

Mit der Führungsverantwortung der USA
und dem Rollenverständnis der neuen US-
Administration befasste sich das zweite
Panel des Colloquiums, das mit Experten
aus Europa und den USA besetzt war. Zu-
nächst ging Dr. John C. Hulsman auf den
Wandel unter der neuen amerikanischen
Administration ein. Unter Obama würden
die Amerikaner verstärkt auf Diplomatie
und Dialog setzen und »mehr zuhören, we-
niger diktieren«. Auch wenn der Präsident
in der gegenwärtigen Situation den Fokus
seiner Aktivitäten auf die Wirtschafts- und
Finanzpolitik richte, sehe er Amerika in der
Verantwortung zu führen. Obama fordere
aber auch eine faire Verteilung der Lasten
und Risiken im Bündnis. Dies gelte auch
in Afghanistan.

Dr.Karl-Heinz Kamp, Direktor Research
Division, NATO Defence College, Rom, wi-
dersprach jenen Kritikern, die von einem
Niedergang der Weltmacht USA sprächen.
Zwar zeige sich Amerika aufgrund der Re-
zession derzeit geschwächt, die Finanz-
und Wirtschaftskrise sei aber vorüberge-
hend und betreffe im Übrigen alle Natio-
nen im ähnlichen Verhältnis. Die USA wür-
den daher ihre weltweit führende Rolle als
Wirtschaftsmacht auch in Zukunft behal-
ten.Zur Stärke der USA trügen neben Wirt-

schaft und Militär auch die Leistungsfähig-
keit der amerikanischen Universitäten und
die Dominanz der Kommunikationstechno-
logie bei.»Hollywood und Harvard machen
die amerikanische Stärke aus, und die At-
traktivität des American Way of Life ist welt-
weit ungebrochen«, stellte Kamp fest. Bei
aller Kritik an Amerika und am Zustand der
transatlantischen Beziehungen seien die
Perspektiven außerordentlich gut. Die
NATO sei heute in einem Zustand, den sich
die USA immer schon gewünscht hätten:
militärisch leistungsfähig und global ein-
setzbar.

Dr. Patrick Keller, Koordinator Außen-
und Sicherheitspolitik der Konrad-Aden-
auer-Stiftung, sieht die größte geostrate-
gische Herausforderung im allmählichen
Aufstieg Chinas. Immer dann, wenn in der
Geschichte eine aufstrebende Macht ein
bestehendes Gleichgewicht gestört habe,
habe dies zu Krisen und Kriegen geführt.
Diese zu verhindern, halte er für die größ-
te Herausforderung der internationalen Po-
litik. Die Amerikaner seien sich dieser Tat-
sache bewusst und hätten ihren Fokus weg
von Europa hin in den asiatisch-pazifi-
schen Raum verschoben.Wenn Europa in
diesem Prozess eine bedeutende Rolle
übernehmen wolle, müsse es eine vitale,
starke und einige Allianz unter Führung
Amerikas wollen.

Einen Blick auf die politische Kultur der
NATO richtete Janusz Reiter, der ehema-
lige polnische Botschafter in Deutschland.
Die Art und Weise, wie man in der NATO
miteinander umginge und Probleme löse,
sei Zeichen einer großartigen politischen
Kultur. Darauf könne die NATO stolz sein.
Amerika sei stets ein Teil des politischen
Europas gewesen, ohne allerdings die Ob-
sessionen der Europäer zu teilen.Deshalb

hätten die USA auch der deutschen Wie-
dervereinigung vorbehaltlos zustimmen
können, während europäische Nationen
noch zögerten. »Wir Europäer brauchen
Amerika. Es hat die Europäer in der Ver-
gangenheit vor sich selbst geschützt und
spielt heute eine positive Rolle für das
Gleichgewicht in Europa«, so Reiter. Die
Europäische Union sei eine Friedensge-
meinschaft, die nach innen wirke, nach au-
ßen aber des Schutzes der Allianz bedürfe.
Nur im Bündnis mit Amerika könne verhin-
dert werden, dass Europa in Abhängigkei-
ten gerate.

Die zukünftige NATO,
ein wichtiger Faktor im Zusammen-
wirken des Westens mit dem 
neuen (alten) Russland

Unter diesem Thema analysierten die
Vortragenden eines dritten Panels das Ver-
hältnis der Allianz zu Russland. Einen
skeptischen Blick auf die Politik Russlands
warf der Ständige Vertreter Lettlands bei
der NATO, Janis Eichmanis. Aus seiner
Sicht sei nicht nur das Verhältnis der bal-
tischen Staaten zu Russland problema-
tisch, sondern auch das der Europäer und
der USA. Die Bilder, die man gegenseitig
voneinander habe, stimmten nicht überein.
Zwar müsse die Sicht Russlands ernst ge-
nommen und respektiert werden, der Wes-
ten müsse sich jedoch zuerst über die ei-
genen Interessen und Werte klar werden,
bevor man nach Übereinstimmungen mit
Russland suchen könne.»Wir brauchen ei-
ne intensive Debatte mit Russland, aber
auch eine innerhalb der Europäer, wenn
wir langfristig gute Beziehungen zu Russ-
land aufbauen wollen.Die Tür zu Russland
muss offen gehalten werden, aber unter
Berücksichtigung der eigenen Interessen

Zuhörer während des Vortrags von Dr. Christoph Heusgen. Foto: Irina Lück/LdI StoKdo Berlin 
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und ohne Wunschdenken«, so Botschaf-
ter Eichmanis.

Auch Ulrich Brandenburg, Ständiger Ver-
treter der Bundesrepublik Deutschland bei
der NATO, zeichnete ein kritisches Bild der
gegenwärtigen Beziehungen zu Russland,
sieht aber auch positive Zeichen. Das Ver-
hältnis zu Russland beschränke sich der-
zeit auf Symbolik, es fehlten die Substanz
und der Wille zur Ehrlichkeit im Umgang
miteinander.Die Krise um Georgien sei ein
letzter Tropfen gewesen, der das Fass zum
Überlaufen gebracht habe. Zwar habe
Russland in Georgien militärisch unange-
messen reagiert, es sei aber falsch gewe-
sen, dass die NATO im August 2008 die
Kommunikation mit Russland verweigert
habe.Da die Interessen Russlands und der
Europäer zum Teil gleich seien, müsse ein
Neuanfang gemacht werden. Dafür sprä-
chen auch positive Beispiele für die Zu-
sammenarbeit mit Russland, zum Beispiel
während der Tschad-Mission und bei der
Operation ACTIVE ENDEAVOUR. Weite-

re Felder gemeinsamer Interessen lägen
in Afghanistan, z.B. in der Zusammenar-
beit bei der Drogenbekämpfung und der
Ausrüstung der afghanischen Armee. Die
Neubewertung des Verhältnisses zu Russ-
land durch die neue amerikanische Admi-
nistration sei ein hoffnungsvolles Signal
und eine große Chance. »Hoffentlich gibt
es darauf eine positive Reaktion Russ-
lands«, schloss Brandenburg.

Charles King Mallory vom Aspen Institu-
te sieht die Politik Russlands immer noch
im 19.Jahrhundert verhaftet.Russland den-
ke immer noch in den Kategorien des »Null-
Summen-Spiels«:Was den Gegnern Russ-
lands schadet, nützt Russland und umge-
kehrt. Um Fortschritte in den Beziehungen
zu erzielen, müsse zunächst der Westen
definieren, was seine eigenen Interessen
und Visionen seien und welche Interessen

Russland verfolge. Für Mallory haben so-
wohl der Westen wie auch Russland Inte-
resse an wirtschaftlichem Wachstum.»Der
Westen will Zugang zu Rohstoffen, Russ-
land will Zugang zu den Finanzmärkten und
zu westlicher Technologie, und gemeinsam
haben wir ein Interesse an stabilen Preisen
für Energie.« Gemeinsamkeiten sieht Mal-
lory aber auch auf dem Balkan, in Afgha-
nistan, im Kaukasus und in Sibirien, das
wegen seines Reichtums an Energie und
Rohstoffen zukunftsfähig gemacht und un-
ter Kontrolle bleiben müsse. »Bei aller
Skepsis bezüglich der Ziele der russischen
Außen- und Sicherheitspolitik hat der Wes-
ten letztendlich keine andere Wahl, als mit
Russland zusammenzuarbeiten«.

Für Heinrich Schwabecher von der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung basiert die derzei-
tige russische Politik auf drei zentralen
Prinzipien: der klassischen Machtpolitik
des 19. Jahrhunderts, den Denkmustern
des Kalten Krieges und der politischen
Theorie des Realismus. Unter Politik wer-

de ein Machtkampf politischer, wirtschaft-
licher und geistiger Natur verstanden.
Russland verfolge derzeit fünf ganz kon-
krete politische Ziele:

1. Russland fühle sich wieder als Welt-
macht und wolle als solche auch von au-
ßen verstanden werden. 2. Russland stre-
be eine multipolare Welt an und möchte ein
Gegenpol auf gleicher Augenhöhe zu den
USA sein. 3. Russland erwarte vom Wes-
ten, dass der postsowjetische Raum als
Einflusszone Russlands respektiert wer-
de. Deshalb wolle Russland auch die
Osterweiterung der NATO stoppen und das
Raketenprogramm in Osteuropa verhin-
dern. 4. Russland wolle weiter als zentra-
ler zuverlässiger Energielieferant Europas
gelten und 5. Russland wolle die Spielre-
geln in Osteuropa und im postsowjetischen
Raum ändern.

Um diese fünf Punkte zu erreichen, ver-
suche Russland, ein neues sicherheitspo-
litisches Konzept durchzusetzen, das einen
starken anti-NATO und anti-westlichen Cha-
rakter habe. Die Leitidee dazu habe Präsi-
dent Medwedew formuliert: »Im Verlauf der
Erarbeitung des Sicherheitsvertrags muss
bewertet werden, inwieweit irgendwann
geschaffene Strukturen noch angebracht
sind.« Nach Schwabecher ginge es Med-
wedew dabei ausschließlich um die Exis-
tenz und um die Substanz der NATO.

Es herrsche unter den Eliten Russlands
darüber Konsens, dass der Westen sich
ein schwaches Russland wünsche. Um
das zu erreichen, versuche er, die NATO
nach Osten zu erweitern und mische sich
gleichzeitig in die inneren Angelegenhei-
ten Russlands ein, z.B. durch die Unter-
stützung oppositioneller Kräfte. Die Politik
des Westens sei jedoch durch Doppelmo-
ral gekennzeichnet. Begriffe wie Freiheit,
Demokratie, Werte und Normen würden
vom Westen als Mittel zum Zweck einge-
setzt, Russland zu schwächen. Weil der
Westen versagt habe und keine Lösungen
für die aktuellen internationalen Konflikte
anbieten könne, müsse Russland eine in-
tellektuelle Führungsrolle in den interna-
tionalen Beziehungen übernehmen. Die
russische Sicherheitspolitik könne nicht
losgelöst von der Innen- und Wirtschafts-
politik betrachtet werden, insbesondere die
wirtschaftliche Situation in Russland habe
direkte Auswirkungen auf die Außenpoli-
tik. Diese sei in erster Linie auf die Interes-
sen des eigenen Staates ausgerichtet und
äußerst pragmatisch. Werte und Normen
spielten keine große Rolle. Russland wer-
de deshalb nur auf jenen Feldern mit dem
Westen kooperieren, wo es eigene Inte-
ressen verfolgen könne.

Zur Lage der Bundeswehr und 
zum militärischen Beitrag zur 
Allianz bis 2020

Unter dieser Überschrift trug der Stell-
vertreter des Generalinspekteurs der Bun-
deswehr, Generalleutnant Johann-Georg
Dora, zunächst über einige aktuelle Aspek-
te der Entwicklung der Bundeswehr, ins-
besondere im Zusammenhang mit den
Auslandseinsätzen vor. Deutschland sei
mit derzeit insgesamt fast 7.500 Soldaten
einer der größten Truppensteller bei Aus-
landseinsätzen. Mit Blick auf den Afgha-
nistaneinsatz stellte er fest, die Lage dort
dürfe nicht beschönigt werden.Hinsichtlich
des deutschen Engagements bestehe un-
verändert ein »hoher Erwartungsdruck«,
sowohl in Afghanistan als auch in der
NATO.Mit der Erhöhung der Mandatsober-
grenze auf 4.500 Soldaten habe Deutsch-
land aber wieder mehr militärische Flexi-
bilität gewonnen – Flexibilität, die es er-
laube, auch in Zukunft handlungsfähig zu
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bleiben und dort Kräfte zu verstärken, wo
das wegen der Sicherheitslage, der anste-
henden Wahlen oder notwendiger Spezi-
alfähigkeiten geboten sei. General Dora
bekräftigte die Konzentration der deut-
schen Kräfte auf den Norden des Landes.
Afghanistan insgesamt könne langfristig
nur durch die konsequente Verknüpfung
von militärischem und zivilem Einsatz im
Sinne eines »Comprehensive Approach«
stabilisiert werden (»Es gibt keine Sicher-
heit ohne Wiederaufbau und umgekehrt«).
Alle zivilen und militärischen Instrumente
der internationalen Gemeinschaft müssten
zu diesem Zweck koordiniert und ganzheit-
lich eingesetzt werden. Die NATO steuere
ihren Anteil bei, sei aber ein Akteur unter
vielen.

Zur Weiterentwicklung der NATO selbst
und der Rolle Deutschlands im Bündnis
stellte General Dora vor dem Hintergrund
der bestehenden Herausforderungen fest,
dass eine kontinuierliche Weiterentwick-
lung der militärischen Fähigkeiten der
NATO ohne Alternative sei, vor allem auch
deshalb, weil die NATO insgesamt eine
größere Vielfalt an Fähigkeitsforderungen
abdecke, als die meisten Mitgliedstaaten
individuell in der Lage wären bereitzustel-
len. Die Weiterentwicklung richte sich ins-
besondere auf die »schnelle, aber auch
durchhaltefähige Reaktion über weite Ent-
fernungen«. Das zur Diskussion stehende
neue strategische Konzept müsse in ers-
ter Linie den inneren Konsens der Mit-
gliedsländer stärken.Auch müsse eine De-
batte über die zukünftige strategische Aus-
richtung der Allianz geführt werden, »eine
ehrliche Aufgabendiskussion – jenseits der
Erweiterungsdebatten, die uns in den letz-
ten Monaten so intensiv beschäftigt haben«.
Die Kernfunktion der Allianz, die kollektive
Verteidigung gemäß Artikel 5, müsse »in
der richtigen Balance zu den Aufgaben der
Krisenbewältigung und des Stabilitäts-
transfers« erhalten werden. Bei der Wei-
terentwicklung müsse der »Comprehensi-
ve Approach« aus deutscher Sicht ein zen-
trales Element für die NATO der Zukunft
sein. Man könne nicht auf der einen Seite
»Vernetzte Sicherheit« fordern und an-
schließend die NATO als rein militärisches
Bündnis begreifen.Die NATO habe, so Ge-
neral Dora zum Schluss, auch im 21. Jahr-
hundert nichts von ihrer Dynamik und ih-
rem Entwicklungspotenzial verloren. Sie
werde zentraler Anker für die Sicherheit
unseres Landes bleiben. ■

Werner Baach, Oberst a.D. und Jour-
nalist, ist im Vorstand der Clausewitz-Ge-
sellschaft für die Informationsarbeit verant-
wortlich. Oberst a.D. Wolfgang Fett war
bis zu seinem Ausscheiden aus dem akti-
ven Dienst im Januar 2008 Leiter des Pres-
se- und Informationszentrums des Heeres,
Koblenz.

Die Gefährdung der Sicherheit Euro-
pas und die aus deutscher Sicht not-

wendigen Maßnahmen zur Lösung der da-
mit verknüpften Probleme sind in den Me-
dien ein ständiges Thema. Allerdings fällt
an der öffentlichen Debatte über Fragen
der Sicherheit in manchen Medien sehr
häufig eine recht einseitige ideologische
Fixierung auf.Wenngleich es in einem de-
mokratischen Staatswesen zur Normalität
gehört, dass die Medien das Handeln der
jeweils amtierenden Regierung eher kri-
tisch begleiten, ist es doch ein interessan-
tes Phänomen, wie sicherheitspolitische
Themen hierzulande präsentiert werden.

Es dürfte unbestritten sein, dass die Me-
dien das politische Geschehen in erhebli-
chem Maße beeinflussen. Sie beschaffen
die Informationen, nehmen selbst dazu
Stellung und wirken somit als orientieren-
de Kraft. Den Sendungen des Fernsehens
und den Berichten in Zeitungen sind die
meisten Bürger im Allgemeinen ausgelie-
fert. Die Wirkungsmacht der Medien zeigt
sich nicht nur im Vorfeld von Wahlen. Sie

tragen zu jeder Zeit zur politischen Mei-
nungsbildung bei. Dies ist um so bedeut-
samer, als sich die Medien in Ausübung ih-
rer grundrechtlich verbürgten Freiheit aus
der früheren dienenden Funktion für den
politischen Willensbildungsprozess gelöst,
die Rolle des politischen Beobachters und
Kontrolleurs teilweise verlassen haben und
in die Rolle eines Politikgestalters ge-
schlüpft sind.

Angesichts einer Politik, die insbesonde-
re vom Fernsehen mit seinen bewegten Bil-
dern in erheblichem Umfang beeinflusst
wird, stellt sich immer stärker die Frage, wie
die notwendigen Entscheidungsprozesse
in den dazu legitimierten Gremien unseres
Landes vor dem Versuch der Medien ge-
schützt werden können, ihrerseits – demo-
kratischer Legitimation entbehrende – Po-
litik zu betreiben. Es geht dabei weniger
um plumpe Manipulation.Vielmehr ist hier
eine subtile und für die meisten Bürger nur
schwer zu durchschauende Lenkung der
öffentlichen Meinung durch die Auswahl
sowie die Art und Weise der Darstellung
von Informationen zu beobachten.Die The-
menauswahl seitens der Medien und die
Präsentation bestimmten maßgeblich die
Wahrnehmung des politischen Gesche-
hens durch die Bürger und mittelbar auch
die Einschätzung von Parteien und Politi-
kern. Wie sich dies konkret abspielt, kön-

Walter Schilling

Sicherheitspolitik und 
die Medien in Deutschland

Erinnerungen an den Terroranschlag am 11. September 2001 in den USA. Foto: ES-Archiv


